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WIENERLANDTAG
Sitzungvom21,September1928

PräsidentDr.DannebergeröffnetdieSitzungum4Uhr
nachmittags.

Schubgesetz,undbeantragthinsichtlichdiesesGesetzesdenBeharrungs¬
beschlusszufassen.Abg.KunschakerinnertandieErklärungseinerParteian-¬

DieRegierunghatindessenEinspruchgegendiesesGesetzerhoben.Seitdem
erstenBeschlusshatsichanderRehhts -undSachlagenichtsgeändert .Wir
könnendaherauchdemBeharrungebeschlussunsereZustimmungnichterteilen.

GemässdemAntragdesBerichterstatterswirdbeschlossen,
denGesetzesbeschlussvonMai1928betreffenddasSchubgesetzzuwieder-¬

holen.
BerichterstatterLinderreferiertüberdieWiederholung

desGesetzesbeschlussesbetreffenddasWienerTheatergesetz.Erverweist
darauf ,dassdieRegierungsichinihremEinspruchegegendenBeschlussdesdassderVorsitzendedessozialdemokratischenParteitagesdemBundeskanzlei
WienerLandtagesauf§10desVerfassungsübergangsgesetzesberuftwonach
diePolizeibehördenBundesbehördenwerdenundalssoåenedieBundesgeschäf-¬
tezubesorgenhaben.FernerhatdieRegierungBedenkengegendieBestimmung
desGesetzesimBezugaufdieVeranstaltungennachdiesemBesetzindem
sie vermeint ,dassauchhierin dieBundeskompetenzeneingegriffenwird.
DieRegierunghatauseinemähnlichenGrundegegendasKinogesetzunter
Berufungdes§10desVerfassungsübergangsgesetzesEinsprucherhoben,hat
aberbeimVerfassungsgerichtshofnichtRechtbehalten.DaderMagistrat
indiesemFalleebenfallsderMeinungist ,dassdieEinwendungenderRe¬
gierungnichtstichhältigsind ,stellt derBerichterstatterdenAntragauf
WiederholungdesGesetzesbeschlusses .

Ahg.Rummelhardtbemerkt,derBerichterstatterhabenuneinen
ganzkleinenTeilderEinspruchsgründederRegierungmitgeteilt.Mitdem

KinogesetzistdieseAngelegenheitkeinesfallserledigt,denndieMaterie
ist hiereineganzanderealsbeimKinogesetz.DerWienerLandtag
setzthierzweifelloseinenGewaltaktgegendieVerfassung.§10desVer-¬
fassungsübergangsgesetzessprichtganzklarausdassdasTheaterwesenwei¬
ter BundessachezubleibenhatundesgehörtschonsehrvielSpitzfindig¬
keitdazu ,demWienerLandtageineigenesTheatergesetzvorzulegen.Dawir
aufdemBodenderVerfassungstehen ,könnenwireinemGesetzdieZustim-¬
mungnichtgeben,dassinsovielemBelangengegendieVerfassungist ,Es
istzunächstganzverfæsungswidrig ,derPolizeidieAgendendesTheater-¬
undSpektakelwesenswegnehmenzuwollen.DerwahreGrund,warumdasgeschieht
ist hierblossHassgegendieWienerPolizei .DieneueSchutzmannschaft,
dieSiemitderAufsichtüberdasTheaterwesenbetrauenwollen,kennen
wirnichtundwirhabenkeinVertrauenzuihr .Esist nichtsvorgefallen,
wasesbegründenwürde,derPolizeidieAufsichtüberdasTheaterwegsu-¬
nehmenundwasSiehiertunisteineFrivelität,dieunabsehbare

Folgennachsichziehenkann.SievergehensichaberauchgegendieGewerbe¬
ordnung,gegendieArbeiterschutzgesetzgebungundgegendieSanitätsgs-¬
setzgebung.SchaffenSienichtBestimmungen,diein manchenBeziehungen
dasTheaterwesennochmehrherunterbringen,als es IhreSteuerpolitik

hierdurchschongetanhat .AuchwollenSie sicheineHintertürdieAnzeigenfürAufzügeundVersammlungen/arrogieren .Aus
lokalpatriotischenGründensollte maneigentlichwünschen,dassderBe-¬
schlussdesLandtagsauchdurchgeführtwird .DaSieabersoschwereFehler
begangenhaben,könnenwirimInteressedesTheatersundderKunstsowie

GR.BermannreferiertüberdenerstenPunktderTages-derVersammlungsfreiheitnichtfürdenBeharrungsbeschlussstimmenundes
ordnungdasistdieWiederholungdesGesetzesbeschlussesbetreffenddasistzuwünschen,dassderVerfassungsgerichthofdasGesetznichtzulässt,

sonderndasaufhebt,wasgegendiebestehendenBundesgesetzeist(Lebhafter
BeifallbeiderE .. )

Abg.Pfeifferbemerkt,dassdieGründediedasBundeskanzleramt
lässlich der ersten Behandlungdieses Gesetzesdass sie für dieses Gesetzfür denEinspruchanführt ,sehr einleuchtendsind ,dass aber derMagis-¬
ausmeritorischenundverfassungsrechtlichnGründennichtstimmenkönnetratundderReferentzudiesenEinwendungensogutwiegarnichtssagt.

EswirdnichtsgesagtüberdenWirrwarrderentstehenmusswennzweier-¬
lei BehördenVeranstaltungengestattenkönnen.Esist nichtgesagtüber
denEingriffindieGewerbeordnung,nichtshinsichtlichderEntfernung
vonRuhestörernundauchnichtsüberdieEinwendungenhinsichtlichder
Anmeldepflicht.Alldasist GrundgenugumeineZustimmungzumBeharrungs¬
beschlussunmöglichzu machen .Auchhier zeigt sich die famnmnmärgste
GehässigkeitderMehrheitgegendieBundesregierungundgegenalleundes-¬
behördenManhatzumBeispielauchin denletztenTagenauchlesenkönne,

ler fürdasBlutbadam15 .Juli verantwortlichgemachthatunddaser
ihndafürverantwortlichmachenwill ,wennesam. Oktoberwiederzu
einemBlutbadkommt.Daszeigt ,wiegehässigSiesind.

LandeshauptmannSeitz:SiesageneineUnwahrheit!Siehaben
irgendwogelesen,dassderVorsitzendedesParteitageseinesolcheBe¬
merkunggemachthat

Abg.Dr .Pfeiffer :Esist indenZeitungengestanden,ass
Skaret alsderVorsitzendedesParteitagesdieseBemerkunggemacht

hat !
LandeshauptmannSeitz:DasistnichtindenZeitungengeste

standen!dassderVorsitzendedesParteitagesdasgesagthätte!
Abg.Dr .Pfeiffer:Abg.SkarethatdieseBemerkunggemacht¬

undes ist gleichgültigober derVorsitzendedesParteitageswar ,je- ¬
denfallshateinführenderSozialdemokratdieseBemerkunggemacht!

LandeshauptmannSeitz :DannsagenSiedochnicht ,dassder
VorsitzendedesParteitagesdieseBemerkunggemachthat.

Abg.Dr .Pfeiffer :AusallemwasdieMehrheittutscheint
sichdaseinezuergeben,dassdieSozialdemokratenvergessenhaben,
dassWienin Oesterreichliegt .DerHass ,mitdensie denBundvefolgen
kannnurzueinerDiskreditierungunseresLandesführen.Daauchdiese
Vorlagegeeignetist trennendzuwirken,lehnenwirsieab(Beifallbei
derEinheitsliste).

LandeshauptmannSeitz: Ichbestreite,dasseseinenGegensatz
zwischendemLandeWienunddemBunde ,also derRepublikgibt .DasGegen
teil ist richtig .GeradewirWienersindsehrguteRepublikanerundda¬
herselbstverständlichauchFördererBedesBundesinteresses.Dagegen
ist nichtzubestreiten,dasszwischenderderzeitigenBundesregierung
und demWienerLandtagbezw .GemeinderatGegensätzebestehen .Siekommen
daher,weildieWienerGemeindevertretungselbstverständlichimmerdie



ZweiterBogenLandtag.
InteressenderStadtWienzuwahrenhat ,vonwemimmersiebedrohtwer¬
den . Dassind Gegensätzein der Auffassungder RegierungenzweierVer-¬
waltungskörper,oderwnnmanwill GegensätzevonParteien ,aberniemals
ein GegensatzzwischenStaatundLand. DieAusführungendesAbg .Rummel-¬
hardtkönnennursogedeutetwerden,dasser entwedermeint ,dieThea¬
bergesetzgebungfalle nichtin dieKompetenzdesLandtagesoderdasser
meit ,die Landesgesetzgebungsei durchdie Verfassunggebunden ,die

weildiese Polizei bisherimTheaterBundespolizei als Exekutivorgan im Theaterwesen zubestellen/gewisse
Aufträgebesorgthat .BeideAuffassungensindabsolutfalsch .DasLand
ist für dieTheatergesetzgebungkompetent.In derRegierungsvorlagezur
VerfassungwarimArtikel10 ,derdiejenigenAngelegenheitenaufzählt,
in welchendemBundesowohldie Gesetzgebungwiedie Vollziehungzu¬

kommt,auchdasTheaterwesenangeführt .DarüherhabendannlangeBeratun -entspricht .WasdieVollzugsorganebetrifft ,werdensie aufdemGebiete
genstattgefundenundaufGrundeinesKompromissesistschliesslich
dasTheaterwesenausArtikel10ausgeschaltet,alsoaufArtikel15ver-¬
wiesen ,also zu einer reinenLandessachegemachtwordenEsbestehtaber
auchkeineVerpflichtungderLandesgesetzgebung ,dieBundespolizeials
VollzügsorgandesTheatergesetzezubestimmen.Ichhabedanuraufdie

EntscheidungdesVerfassungsgerichtshofeszuverweisen
, mitderderEinspruchderBundesregierunggegendasKinogesetz

alsunbegründeterklärtwurde.DamalshatderVerfassungsgerichtshofaus-¬die
drücklicherklärt ,dassdasLandberechtigtsei ,OrganefürdieVollziehun
desGesetzeszubestimmenunddassdahereineBestimmung,wonachnicht
die Bundespolizei ,sondernandereOrganediese Aufgabeübernehmen,ver-¬

fassungsmässigsei . EshandeltsichhierwiederumdieselbeFrage.Und
wennesschonWundernehmenmuss,dassdieBundesregierungnachdemsie
durcheineEntscheidungdesVerfassungsgerichtshofesminsranzdeutliche
BelehrungüberdieseFrageempfanguhat ,nocheinmaldasselbebehaup-¬

erstrechtdarüberwundern,dassnichttet ,somussmansich
eintoterBürokratsonderneinlebendigerAbgeordneteresnichtderMü-¬
hewertfindet ,sichdieseVerfassungsgerichtshofentscheidungeinmal
genauanzusehen.Zusammenfassendist alsozusagen,dasssowohlnachder
GeschichtederVerfassungwienachihremWortlauf,wienachderzitierten

EntscheidungdesVerfassungsgerichtshofesdasLanddieKompetenzin
Theatersachenhat unddassesdabein seinenGesetzenjeneOrganebe¬bestellen mill .
stimmenkann,dieesfürdie . ndhabungdesGesetzes/1

Es ist sehr bedauerlich ,dass wir überdieselbeFrageimmerwiedermit
derRegierungstreitenmüssen,Wirkönnennichtsdafür ,dasistjene
unglüklseeligePolitik ,der WiengeradezuzumOpferfällt unddiewir
daherablehnen.AberwennwirdiesePorteipolitikbekämpfen,sindwir
unsandererseitssehrwohlunsererPülichtgegenüberdemBundbewusst,
gegenüberder Republik ,mitder unsalle Bandeder Solidaritätver-¬
binden(LebhafterBeifallundHändeklatschenbeiderMehrheit).

AbgeordneterRummelhardterwidertaufdieAusführungendss
Landeshauptmannes dass er trotz des boshaften Privatissimum , dasihm

LandeshauptmannSeitzgelesenhabe ,beiseinerAnsichtbleibe .Nachder
Meinungder Bundesjuristenist //die Bundesregierungim RechtDie- ¬
se hat auchsehrdeutlichgesagt ,in welchenBelangenihr dasTheatergeset
als verfassungswidrigerscheint .DerWienerLandtagist nichtbefugt ,die
KompetenzderWienerBundespolizeieinzuschränken.WirhabenzurWiener
PolizeiVertrauenundwirwerdendiesesnichtaufgeben.GuteRepublikaner
sind ,die die BeschlüssedesfreigewähltenParlamentesachten ,wasmanabeanderenBestimmungin Widerspruchgerät =DieEntwicklungdesgrosstädt ;
vondergegenwärtiginWienherrschendenParteinichtbehauptenkann(Bei
fall beiderEL. )

LandeshauptmannSeitzerwidert,dasselbeRecht,dassdasLand
Wienjetzt gemässderneuenVerfassungin derTheatergesetzgebungin
Anspruchnimmt,werdenselvstberständlichauchuieanderenLänderin
Anspruchnehmen,wobeiauchnichtübersehenwerdendarf ,dassdieKunst¬
politikeinesLandeswesentlichvon xeinerkul-¬
turellenundgesellschaftlichenEigenartabhängt.IchwürdealsBürger¬
meistervonWienmeinePflichtvernachlässigen,wennichdieKunstpfle¬
gedemWillenunddenAnsichteneinerParlamentsmehrheitvonAgrariern
unterwerfenwürde ,die der Eigenartder Grosstadtnicht Rechnungtragen
könnnn.InderVerfassungselbstistdieserGrundsatzanerkanntunds )
werdenTirol Kärntenunddie anderenLändergleichfalls jeneKunst¬
politikbetreiben ,diederEigenartundderWirtschaftdieserLänder

desTheaterwesensschonheutevomMagistratbestellt .Diesestädtischen
OrganeübendieBaupolizeiunddieFeuerpolizeiundbesorgenauchdie
Feueraufsicht.Nunwäreesdochunzweckmässig,füreinevierteAgende
Bundesorganeheranzuzichen,derenBeistellungwirerst nach§ 97der
Verfassungerbittenmüssten.DerselbeFallwarbeimKinogesetz;die
RegierunghatdenVerfassungsgerichtshofangerufenunderhatunsere
Meinungbestätigt.(BeifallbeiderMehrheit).

NacheinertatsächlichenBerichtigungdesAbg.RummelhardtwirddasGesetzinersterundzweiterLesungangenommen .
Abg .LinderberichtetnunüberdieGesetzesvorlageüberdie

Strassenpolizei ,soweitsie sich nicht auf BundesstrassenbeziehtDie
Bundesregierunghatgegen6PunktedesGesetzesEinsprucherhoben,Das
Gesetz ist abgeändert worden und es sind Bestimmungenaufgenommenwor - ¬

dendiedenEinwendungenderRegierungRechnungtragen.
Abg. Kunschakstelltzunächstfest ,dassderWienerLandtag

endlich es mit einemneuenGesetzversucht habe .Dasist vielleicht ein
Beweisdafür ,dassdienotwendigeSorgfaltbeiderAusarbeitungderGe¬
setzesvernachlässigtwurde. Wirwissen,dassdieneueStrassenpolizei
nureinVorwandfürdieAufstellungeinerpolitischenBrachialgewalt
ist .DaskannaberkeineswegsAufgabeeinerGemeindeverwaltungsein
unddazukannaucheinepflichtbewussteOppositionnichtdieZustim
munggeben.FürdieMinderheitistinersterLiniederRechtszustand
massgebend.DieoberstePflichtjedesRepublikanersist dieAchtung
vordenGesetzenundBehördenderRepublik.NachunsererAuffassung
liegthierzumindesteinemissverständlicheAuffassung ,wennnicht
überhaupteineböswilligeAuslegungderGegetzesbestimmungenvor .Die
BundesregierunghatnungegendasLandesgesetzEinsprucherhoben.Es
wäreerwünschtgewesen,wennmandenGemeinderätendiesenEinspruch
ausführlichermitgeteilthätte.MankanndenMagistratsjuristenden
einenVorwurfnichtersparen,dasssiezuwenigaussichherausgegangen
sind .OhnezwingendenGrundwerdensichgewissdieJuristendesBundes
nicht in aller Oeffentlichkeitin einersolchenWeisemitdenJuris
tendesMagistratesduellieren.AberabgesehenvondenGründen,diesach
gegendieVorlageschonverfassungsmässigergeben,gibtesnocheine
ReihevonGründen,dieesalsfrivolerscheinenlassen,dassmanden
bestehendenZustandändernwill . Esist ohnehinjetztallesinBewegung
sodassderarmeGemeinde-undStaatsbürgergarnichtindieLagekomme
ZanUmgestaltungenfolgenzukönnenunddaherfastjedenTagmiteiner

schenVerkehrshathiervieleNuerungennotwendiggemachtundesist
eineFrivolität,wennjetzteinerSchrullezuliebedasInteressedes
Publikumseinfachbeiseitegeschobenwird.DieGemeindewache,dieden
Verkehrsdienstübernehmensoll ,bereitet der MehrheitunaufhörlichAn
stände.SchonimAnfangwurdederMissgriffmitdenzweihundertMen¬
schengemacht,diezurGemeindewachegekommensindundalsnotorische
VerbrecherimVerbrecheralbumstehen.Gewiss,SiehabendieseLeuteent.



DritterBogenundSchlussdesLandtagsberichtes

fernt .AberSiesolltenauchvorsichtigerseinundnichtohnezwingen-¬
denGrundandieserEinrichtungfesthalten .DabeikommenSieschon
jetztvoneinerSchwierigkeitindieandere.Esmachtsichebenjeder

vor derpolitischenEmanzipationdesProletariatsseineigenesBild.

DerhungenndeArbeitslose,derdaheimhungerndeKinderhatundzumSchal
ter des Fürsorgeamtes kommt,tritt heute anders auf ,als vor demKrieg .

DieAntwortsindzuerstgrobeWort ,danneineTrachtPrügel .DasEndeist
wiemanerstkürzlichlesenkonnte ,dieVerurteilungzusechsMonaten
Kerkerwegentätlicher Wachebeleidigung.Vielleichtwirdsich ,wennSie
dieGemeindewachenocheinigeJahrehalten ,ausdiesemKorpsnochetwas
machenlassen .Aberesist einExperiment,dassSievoneinerUnahnnehm-¬
lichkeitindieanderebringt .AbernichtsschadetdemAnsehenderGe-¬
meindemehrals der ewige Kampfzwischen den Gemeindewachleutenundden

Armen .In denFürsorgeinstitutenherrscht bei denLeuten ,die dortan

dieSchalterklopfeneineförmlicheSehnsuchtnachderPolizei .Auch
die Kosten der Gemeindeschutzwachemüssen besprochen werden .DieSchutz - ¬

wache erwååst sich als ein Fass ohne Boden und es wäre sehr interessan

zuerfahren ,wasderFinanzreferentdazuzusagenhat . Wenner dieMit-¬
tel für den Wohnhausbaudurch eine gewaltige ErhöhungderWohnbausteuer

beschaffenwill ,dannmögeer vorerst in seinemBudgetOrdnungmachen.
Aberin einemAugenblick ,in demSie feststellen ,dassnichtmehrge-¬
bautwerdenkann ,weildieMittelfehlen ,ist es eineFrivolität ,jährlich
vieleMilliardenfürdieAufstellungeinerin ihrerAuswirkungschädli-¬
chenStrassenpolizeiaufzuwenden(LebhafterBeifall).

Wir werden deshalb wieder gegen die Vorlage stimmen undes

mögeSie auf demschiefen Weg ,den Sie beschreiten ,der laute Protest der

Oppositionbegleiten(StürmischerBeifallbei derMinderheit).

onden
gierungsgewaltundgegendiebestendenGesetzeführt ,Wennauchder
WienerPolizei Gehässigkeitenangetanwerden ,wir Vertreter einesgro
senTeilessderWienerBevölkerungfühlenunsverpflichtetzuver-¬
sichern,dassdieWienerPolizeiaufdemGebietedesTheaterwesens

undder Strassenpolizeiihre Pflicht in ausserordentlichdankens-¬

werterWeiswerfülltundwirsagenihrdafürDank(LebhafterBeifall
beiderEinheitsliete).

BerichterstatterLinderverweistdarauf ,dasssichdieRe¬
gierungin ihremEinspruchaufeinekaiserlicheVerordnungvomJah
re 1850undaufeinenStadthaltereierlassvomJahre1851beruftob¬
zwarbeidevoneinerBetrauungderPolizeigarnichtsent-¬
halten .ImStadthaltereierlasswirdlediglichvonderOrganisation
derPolizeigesprochenundin derkaiserlichenVerordnungwirdso¬
gardieGemeindemitderAufstellungeinerLokalpolizeibeauftragt
Auchdie RadfelgenverordnungvomJahre1876aufdie sichdieRegie-¬
rung beruft hat mit demGegenssandenichts zu tun ,da sich diese Ver¬

ordnunglediglich mit denRadfelgenundmit nichts anderenbefasst .

DieganzeArgumentationderRegierungist sounklar ,dassschon
aus dieser Unklarheit allein sich die Wahrscheinlichkeitergibt ,

dass die entgegengesetze Meinungim Recht ist .Berichterstatter
des Abgeordneten

Linder kommtsodann auf die Ausführungen/Kunschakzu sprechen ,der

erklärt hat ,die Gemeinderatsmehrheithabe die Absicht ,einepoli - ¬
tische Brachialgewaltaufzustellen .Dasliegt unssicher fern .Kei
nesfallshataberjemalseineBracchialgewaltdersozialdemokratisc
schen Partei Ereignisse verschuldet ,die zu Entsetzen Anlass gegel

hätten .Wohl hat es jedoch Zusammenstösse mit einer Bracchialgewalt
gegeben ,die keineParteibracchialgewaltist ,Zusammenstösse ,diewir
als sehr traurige
Ereignissein der GeschichteunsererStadt buchenmüssen(LebhafterAbg .Dr .Wagnerbemerkt ,dasser schonbeidererstenBeratungder
BeifallundHändeklatschenbei derMehrheit).Vorlagevorausgesagt habe ,dass der Landtagbald wieder in die Lagekom¬

menwerde ,sich mit demGesetzzu beschäftigen .Nunhat dieBundesregie-¬
runggegendasGesetzeinenumfangreichenEinsprucheingebracht ,gegen
den sich der Magistratderart zurückhaltendbenimmt ,dass manfast mei- ¬
nen könnte,er wolle seine Karten nicht aufdecken .DerLandeshauptmann

hat sich seine Kritik gegenden Einspruchder Regierung ,die nurpflicht -¬

gemässhandelt ,sehrleichtgemacht .Nichtnurwirallein erhebenden
Vorwurfgegendie Mehrheit ,dass sie nicht aus sachlichen Gründendiese
Vorlageeinbringt ,sonderndasssie ausdemHassgegendenBundent-¬
springt ( Rufebei der Minderheit :Sehrrichtig ! )

Esist nurdankenswert,dassdieRegierungalle Mittelanuendet,
um dieses Gesetz ,dass aus solchen Motiven entspringt ,zu verhindern .Da¬

für verdient sie unservolles Lob .Es ist eine Frivolität ,dass wires
in der Bundeshauptstadt mit geradezu unmöglichen Zuständen auf demGe- ¬

bietdesVerkehrszutunbekommensollen .Wienist ebenBundeshauptstadt
und die Bevölkerung von ganz Oesterreich muss Vertrauen in die Sicher - ¬

zurSicherheitdesEigentumunddesVerkehrsin dieserStadthaben.
Wienhat hier allein einen Akt gesetzt ,von demmanmitBestimmtheit

annehmenkann ,dasserkeinemanderemBundeslanddieBilligungder
MehrheitderBevölkerungfindet .EinedoppeltePolizeiist einLuxus,
dendieWienerBevölkerungzahlenmuss.DieseGesetzgebungistdiktiert

vom Hass gegen den Polizeipräsidenten .Der Landeshauptmann wehrt sich ,
dassauchnureinGroschendemLandweggenommenwird ,aberhierwerden
ungezählteMillionenunnützfür eine gefährlicheSacheausgegeben .
Trotz der Erklärungdes Bürgermeistersbleibt die BemerkungdesAb
geordnetenPfeiffer richtig ,dassdie Mehrheiteinenverhülltenaber
umsowirksamerenKampfgegen die Republik ,gegen die bestehendeRe

Das Gesetz über die Strassenpolizei wird in erster undzwei¬

ter Lesungangenommen.
BerichtesrtatterLinderreferiert überdieGesetzesvorlage

betreffenddieZwangsarbeit-undBesserungsanstalteh.
DasGesetzwirdin ersterundzweiterLesungangenommen.
Berichterstatter Hellmannreferiert über dieGesetzesvordage

momit§ 21desReichsvolksschulgesetzesabgeändertwird.
DasGesetzwirdin erster undzweiterLesungangenommen.

Tagesordnungerledigt .Damitistdie
DienächsteSitzungwirdimschriftlichen Wegeeinberufen.
SchlussderSitzung18Uhr15Minuten.
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